Abbau des Kantons bei der Berufsbildung ist nicht akzeptabel

Der Gewerkschaftsbund Biel-Lyss-Seeland (GBLS) und die Unia Biel-Seeland sind empört über die vom Regierungsrat vorgeschlagenen Abbaumassnahmen insbesondere bei der Berufsbildung, die auch den Berufsbildungsstandort Biel-Seeland hart treffen werden.
Der Regierungsrat des Kantons Bern hat heute Morgen seine Vorschläge zur Senkung der Ausgaben vorgestellt (ASP 2014). Von diesen Abbaumassnahmen ist insbesondere auch der Bereich der Bildung und der Berufsbildung betroffen. Obwohl bei der Berufsbildung bereits in den letzten drei Jahren über 10 Millionen gestrichen wurden, sollen ab 2014 jährlich bis zu 42 weitere Millionen abgebaut werden.

Dies in einer Situation, in welcher sich die Unternehmen der Region über einen Mangel an Fachkräften und qualifiziertem Personal beklagen. Die Berufsbildung ist ein Erfolgsrezept gegen diesen Fachkräftemangel und muss deshalb ausgebaut und nicht weiter reduziert werden.

Überdies leistet die Berufsbildung eine wichtige Funktion bei der Integration der Jugendlichen und jungen Erwachsenen in die Berufswelt. Unverständlich daher, dass bei den Brückenangeboten, die insbesondere auch MigrantInnen auf eine Berufslehre vorbereiten sollen, gespart werden soll.

Schliesslich sind die Unia Biel-Seeland und der GBLS besorgt, dass die Ausdünnung der Berufsbildung auf dem Industrie- und Werkplatz Biel-Seeland durch diese Abbaumassnahmen weiter zunimmt. Die Petition der Unia Biel-Seeland für eine Stärkung des Berufsbildungsstandorts Biel-Seeland hat durch ihre breite Akzeptanz gezeigt, dass die Region hinter diese Forderung steht.

Weitere Informationen: Daniel Hügli, Präsident GBLS, Sektionssekretär Unia Biel-Seeland.
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